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INTERPELLATION von Ernst Schibli (SVP, Otelfingen), Hans Rutschmann (SVP, Rafz) 

und Werner Schwendimann (SVP, Oberstammheim) 

 

betreffend Umsetzung des Umweltschutzes im Bereich Altlasten-Verdachtsflä-

chenkataster 

________________________________________________________________________ 

 

 

In gewerblichen Kreisen wird die Umsetzung des Abfallgesetzes im Bereich Altlasten-

Verdachtsflächenkataster als existenzbedrohend und damit als völlig falsch beurteilt. Mit 

Rücksicht auf die heute schwierige wirtschaftliche Situation sollte die Umsetzung mög-

lichst wirtschaftsverträglich erfolgen. Die Hypothekargläubiger nehmen aber aufgrund 

des erlassenen Verdachtsflächenkatasters bereits heute Neubewertungen von Grund-

stücken vor. Sie kürzen ohne jegliches Beweismaterial solche sogenannten Risikoposi-

tionen, Landdarlehen, Hypotheken und Kredite. 

 

In diesem Zusammenhang erlauben wir uns, dem Regierungsrat folgende Fragen zu 

stellen:  

 

1.  Wie beurteilt der Regierungsrat die Umsetzung des Altlasten-Verdachtsflächenkata-

sters? Ist er nicht auch der Auffassung, dass dieses Problem heute allzu interventi-

onslastig angegangen wird? 

 

2.  Ist der Regierungsrat bereit, die ganze Problematik - mit Beteiligung von Wirtschafts-

kreisen und Verbänden - nochmals zu überdenken und zu diskutieren? 

 

3.  Kann sich der Regierungsrat damit einverstanden erklären, dass der Altlasten-Ver-

dachtsflächenkataster öffentlich aufgelegt, eine Vernehmlassung durchgeführt und 

einer Rekursmöglichkeit stattgegeben wird? 

 

4.  Was gedenkt der Regierungsrat zu unternehmen, damit die Verfahrens- und Ent-

scheidungsabläufe vereinfacht, gestrafft und beschleunigt werden können? 

 

Für die Beantwortung der Fragen danken wir dem Regierungsrat besten. 

 

  Ernst Schibli 

  Hans Rutschmann 

  Werner Schwendimann  
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Begründung: 



Mit der heutigen Situation besteht eine Rechtsunsicherheit, die die betroffenen Grundei-

gentümer völlig verunsichert und die Aktivitäten zugunsten einer prosperierenden Wirt-

schaft massiv einschränkt. 


